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(Nr. 9359.) Verordnung, betreffend die Verwaltung des provinzialſtändiſchen Verbandes der 
Provinz Poſen. Vom 5. November 1889. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen xc. 


verordnen auf Grund des Artikels V. A Ziffer 4 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung und die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungs- 
gerichtsbehörden in der Provinz Poſen vom 19. Mai 1889 (Geſetz-Samml. S. 108) 
für dieſe Provinz, nach Anhörung des Provinziallandtages, was folgt: 


I. Von dem Provinzialausſchuſſe, feiner Zuſammenſetzung und 
ſeinen Geſchaͤften. 
1 . 
Die Zahl der nach Artikel V. A Ziffer 1 des Geſetzes von dem Provinzial: 
landtage zu erwählenden Mitglieder des Provinzialausſchuſſes beträgt neun. 
Für jedes zu wählende Mitglied iſt ein beſtimmter Stellvertreter zu wählen. 
Bei gleichzeitiger Behinderung eines Mitgliedes und ſeines Stellvertreters 
iſt ein anderer Stellvertreter ſeitens des Vorſitzenden des Provinzialausſchuſſes 
zu berufen. 
$. 2. 


Die Wahl der Mitglieder des Provinzialausſchuſſes und deren Stellvertreter 
erfolgt auf ſechs Jahre. 
Jede Wahl verliert dauernd oder vorübergehend ihre Wirkung mit dem 
. oder zeitweiſen Aufhören einer der für die Wählbarkeit vorgeſchriebenen 
edingungen. 
Geſ. Samml. 1889. (Nr. 9359.) 36 
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Der Provinzialausſchuß hat darüber zu beſchließen, ob einer dieſer Fälle 
eingetreten iſt. Gegen den Beſchluß des Provinzialausſchuſſes findet innerhalb 
zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. Die Klage hat 
keine aufſchiebende Wirkung, jedoch dürfen bis zur Entſcheidung des Ober- 
verwaltungsgerichtes Erſatzwahlen nicht ſtattfinden. 


§. 3. 

Nach je drei Jahren ſcheiden das eine Mal fünf, das andere Mal vier 
der gewählten Mitglieder und Stellvertreter aus und werden durch neue Wahlen 
erſetzt. Die Ausſcheidenden bleiben jedoch in allen Fällen bis zur Einführung der 
neu Gewählten in Thätigkeit. 

Die das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die 
Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 


$. 4. 

Für die im Laufe der Wahlperiode ausſcheidenden Mitglieder und Stell— 
vertreter haben Erſatzwahlen ſtattzufinden. Die Vollziehung der Erſatzwahlen muß 
durch den Provinziallandtag bei deſſen nächſtem Zuſammentritte erfolgen. Die 
Erſatzmänner bleiben nur bis zum Ende desjenigen Zeitraumes in Thätigkeit, für 
welchen die Ausgeſchiedenen gewählt waren. 


§. 5. 

Die Wahl des Vorſitzenden des Provinzialausſchuſſes und des Stellvertreters 
deſſelben (Artikel V. A Ziffer 1 Abſatz 4 des Geſetzes) erfolgt auf die Dauer ihrer 
Wahlperiode für den Provinzialausſchuß. 

Wenn der Vorſitzende und auch deſſen Stellvertreter ausgeſchieden oder 
behindert ſind, gr der Vorſitz auf ein anderes Mitglied in der Reihenfolge über, 
in welcher die Wahl der Mitglieder vom Provinziallandtage erfolgt iſt. 


§. 6. 

Die Mitglieder des Provinzialausſchuſſes werden vom Oberpräſidenten 
vereidigt und in ihre Stellen eingeführt. Sie können aus Gründen, welche die 
Entfernung eines Beamten aus feinem Amte rechtfertigen ($. 2 des Geſetzes vom 
21. Juli 1852, Geſetz⸗Samml. S. 465), im Wege des Disziplinarverfahrens 
ihrer Stellen enthoben werden. 

5 Für das Disziplinarverfahren gelten die Vorſchriften, welche nach Maßgabe 
des §. 32 Nr. 5 gegen den Landesdirektor zur Anwendung kommen. 


§. 7. 
Der Provinzialausſchuß verſammelt ſich, ſo oft es die Geſchäfte erfordern. 
Die Berufung zu den Verſammlungen erfolgt durch den Vorſitzenden; ſie muß 


erfolgen auf ſchriftlichen Antrag des Landesdirektors oder der Hälfte der Mitglieder 
des Provinzialausſchuſſes. 
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Durch Beſchluß des Provinzialausſchuſſes können regelmäßige Sitzungstage 
feſtgeſetzt werden. 
5.8. 


Der Provinzialausſchuß kann nur beſchließen, wenn mehr als die Hälfte 
der Mitglieder, mit Einſchluß des Vorſitzenden, anweſend iſt. 

Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleich- 
heit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


F. 9. 


Betrifft der Gegenſtand der Verhandlung einzelne Mitglieder oder deren 
Verwandte und Verſchwägerte in auf- und abſteigender Linie oder bis zu dem 
dritten Grade der Seitenlinie, jo dürfen dieſelben an der Berathung und Ab— 
ſtimmung nicht theilnehmen. 

Ebenſowenig darf ein Mitglied bei der Berathung und Beſchlußfaſſung 
über ſolche Angelegenheiten mitwirken, in welchen es in anderer als öffentlicher 
Eigenſchaft ein Gutachten abgegeben hat oder als Geſchäftsführer, Beauftragter 
oder in anderer als öffentlicher Stellung thätig geweſen iſt. 


Ü. 10. 


Wird in Folge des gleichzeitigen Ausſcheidens von mehr als der Hälfte der 
Mitglieder gemäß F. 9 der Provinzialausſchuß beſchlußunfähig und kann die Be⸗ 
ſchlußfähigkeit auch nicht durch Einberufung unbetheiligter Stellvertreter hergeſtellt 
werden, ſo erfolgt die Beſchlußnahme durch den Provinziallandtag. 

Kann die Beſchlußnahme nicht bis zum Zuſammentritte des Provinzial⸗ 
landtages ausgeſetzt bleiben, fo iſt durch den Oberpräſidenten aus den unbe 
theiligten Mitgliedern des Provinzialausſchuſſes beziehungsweiſe deren Stellver- 
tretern, ſowie aus Mitgliedern des Provinziallandtages eine beſondere Kommiſſion 
zu beſtellen; dieſelbe hat aus einer gleichen Amahl von Mitgliedern, wie der 
Provinzialausſchuß, zu beſtehen. 

§. 11. 

Der Landtagsmarſchall des verſammelten, beziehungsweiſe des voran⸗ 
gegangenen Provinziallandtages und die dem Landesdirektor zugeordneten oberen 
Beamten (§. 27) können den Sitzungen des Provinzialausſchuſſes mit berathender 
Stimme beiwohnen. Der Provinzialausſchuß kann jedoch beſchließen, einzelne 
den Landesdirektor oder die ihm zugeordneten oberen Beamten perſönlich berührende 
Gegenſtände in deren Abweſenheit zu verhandeln. 


9.12. 


Der Provinzialausſchuß regelt feinen Geſchäftsgang durch eine Geſchäfts⸗ 
ordnung. Dieſelbe bedarf der Genehmigung des Provinziallandtages. 
(Nr. 9359.) 36* 
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F. 13. 

Dem Provinzialausſchuſſe liegt die Erledigung folgender Geſchäfte ob: 

J. Der Provinzialausſchuß hat die Beſchlüſſe des Provinziallandtages vor— 
zubereiten und auszuführen, ſoweit dazu nicht beſondere Kommiſſionen, Kommiſſarien 
oder Beamte berufen ſind. 

$. 14. 

II. Der Provinzialausſchuß hat die Angelegenheiten des Provinzialverbandes, 
insbeſondere das Vermögen und die Anſtalten deſſelben nach Maßgabe der Ge— 
ſetze, Königlichen Verordnungen und Reglements, ſowie des von dem Provinzial⸗ 
landtage feſtgeſtellten Haushaltsetats zu verwalten und in Angelegenheiten der 
Provinzial⸗Feuerſozietät diejenigen Geſchäfte wahrzunehmen, welche ihm durch ein 
Sozietäts⸗Reglement werden übertragen werden. 

Auch kann dem Provinzialausſchuſſe für einzelne Verwaltungszweige und 
Anſtalten die Befugniß zur Veräußerung von Grundſtücken durch Provinzialſtatut 
beigelegt werden. g 

$. 15. 


III. Der Provinzialausſchuß hat die Provinzialbeamten, ſoweit nicht durch 
die nach §§. 29 und 30 zu erlaſſenden Reglements etwas anderes beſtimmt werden 
ſollte, zu ernennen, ſowie deren Geſchäftsführung zu leiten und zu beaufſichtigen. 


$. 16. 

IV Der Provinzialausſchuß hat ſein Gutachten über alle Angelegenheiten 
abzugeben, welche ihm von den Miniſtern oder dem Oberpräſidenten überwieſen 
werden. 

7, 

Ueber alle Einnahmen und Ausgaben entwirft der Provinzialausſchuß einen 
Haushaltsetat für ein oder mehrere Jahre. Derſelbe wird vom Provinzialland— 
tage feſtgeſtellt und durch die Amtsblätter der Provinz veröffentlicht. 


§. 18. 

Bei Vorlegung des Haushaltsetats hat der Provinzialausſchuß über die 
Verwaltung und den Stand der Angelegenheiten des Provinzialverbandes Bericht 
zu erſtatten. 

8 10. 

Der Provinzialausſchuß, beziehungsweiſe in Ausführung der Beſchlüſſe des— 
ſelben der Landesdirektor, haben dafür zu ſorgen, daß der Haushalt nach dem 
Etat geführt werde. 

Der Landesdirektor erläßt die Einnahme- und Ausgabeanweiſungen an die 
Provinzial⸗Hauptkaſſe. | 

Etatsüberſchreitungen und außeretatsmäßige Ausgaben dürfen nur unter 
Verantwortung des Provinzialausſchuſſes ſtattfinden und bedürfen der Genehmi- 
gung des Provinziallandtages. 
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$. 20. 

Die Jahresrechnungen der Provinzial-Hauptkaſſe, ſowie der Kaſſen der 
einzelnen Provinzialanſtalten ſind von den Rendanten derſelben innerhalb vier 
Monaten nach Schluß des Rechnungsjahres zu legen und dem Provinzialausſchuſſe 
einzureichen. 

g Letzterer hat die Reviſion der Rechnungen zu veranlaſſen und dieſelben mit 
ſeinen Bemerkungen dem Provinziallandtage zur Prüfung, Saen und Ent⸗ 
laſtung vorzulegen. Nach erfolgter Entlaſtung ſind Auszüge aus den Rechnungen 
durch die Amtsblätter der Provinz zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


II. Von den Provinzialbeamten. 


8. 21. 


Der nach Artikel V. A Ziffer 2 zur Wahrnehmung der laufenden Geſchäfte 
der provinzialſtändiſchen Verwaltung zu beſtellende Landesdirektor iſt auf zwölf 
Jahre zu wählen. 

F. 22. 


Für den Fall einer Behinderung des Landesdirektors, ſowie im Falle der 
Erledigung der Stelle deſſelben beſtellt der Provinzialausſchuß einen Stellvertreter 
bis zur Aufnahme der Geſchäfte durch den Landesdirektor, beziehungsweiſe bis 
zum Eintritte einer kommiſſariſchen Verwaltung nach Maßgabe des Artikels V. A 
Ziffer 3 des Geſetzes. 

Der vom Provinzialausſchuß beſtellte Stellvertreter des Landesdirektors 
bedarf der Beſtätigung des Miniſters des Innern und iſt, ebenſo wie der kom— 
miſſariſche Stellvertreter, auch zur Stellvertretung des Landesdirektors in deſſen 
Eigenſchaft als Mitglied des Provinzialausſchuſſes berufen. 


$. 23. 


Der Landesdirektor wird von dem Oberpräſidenten in ſein Amt eingeführt 

und vereidigt. 
$. 24. 

Der Landesdirektor führt unter der Aufſicht des Provinzialausſchuſſes die 
laufenden Geſchäfte der kommunalen Provinzialverwaltung. Er bereitet die Be— 
ſchlüſſe des Provinzialausſchuſſes vor und trägt für die Ausführung derſelben Sorge. 

Er iſt nach Artikel V. A Ziffer 2 des Geſetzes der Dienſtvorgeſetzte ſämmt⸗ 
licher Provinzialbeamten und vertritt, gemäß jener Beſtimmung, den Provinzial— 
verband nach Außen in allen Angelegenheiten, insbeſondere auch da, wo die 
Geſetze eine Spezialvollmacht verlangen. Er verhandelt Namens des Provinzial- 
verbandes mit Behörden und Privatperſonen, führt den Schriftwechſel und zeichnet 
alle Schriftſtücke. 

(Nr. 9869.) 
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$. 25. 

Urkunden, mittelft deren der Provinzialverband Verpflichtungen übernimmt, 
müſſen unter Anführung des betreffenden Beſchluſſes des Provinziallandtages 
beziehungsweiſe des Provinzialausſchuſſes von dem Landesdirektor und von zwei 
Mitgliedern des Provinzialausſchuſſes unterſchrieben und mit dem Amtsſiegel des 
Landesdirektors verſehen ſein. In denjenigen Fällen, in denen es der Genehmigung 
der Staatsaufſichtsbehörde bedarf, iſt dieſelbe der Ausfertigung in beglaubigter 
Form beizufügen. 

Urkunden und Vollmachten, welche das Chauſſee- und Wegeweſen, das 
Landarmen⸗, Korrigenden- und Zwangerziehungsweſen, die Kranken- und Unfall⸗ 
verſicherung der Bauarbeiter des provinzialſtändiſchen Verbandes, die land- und 
forſtwirthſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft der Provinz Poſen, die Provinzial: 
Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe, ſowie den Viehſeuchenfonds, das Landesmeliorations— 
weſen und die Provinzialanſtalten betreffen, jedoch mit Ausſchluß der Urkunden 
über Veräußerung von Grundſtücken und Immobiliarrechten, werden von dem 
Landesdirektor und einem der oberen Provinzialbeamten rechtsgültig vollzogen. 

Auch können für einzelne Verwaltungszweige und Anſtalten in Betreff der 
Vollziehung von Urkunden und Vollmachten, zur Erleichterung der Geſchäfte, 
noch weiter gehende Beſtimmungen durch Provinzialſtatut getroffen werden. 


$. 26. 
Der Landesdirektor ift befugt, für die Gefchäfte der kommunalen Provinzial 
verwaltung die vermittelnde und begutachtende Thätigkeit der Kreis- und Ge 
meindebehörden in Anſpruch zu nehmen. 


§. 27. 

Dem Landesdirektor werden zur Mitwirkung bei Erledigung der Geſchäfte 
der provinzialſtändiſchen Verwaltung zwei obere Beamte mit berathender Stimme 
zugeordnet, von denen der eine zum Richteramte oder zum höheren Verwaltungs 
dienſte (Landesrath), der andere zu den höheren Staatsämtern im Baufache 
(Landesbaurath) befähigt fein muß. Auch können demſelben, nach näherer Be- 
ſtimmung eines Provinzialſtatutes, für die Geſchäfte der geſammten oder einzelner 
Zweige der provinzialſtändiſchen Verwaltung noch andere obere Beamte (Landes⸗ 
räthe) mit berathender Stimme zugeordnet werden. 

Die Anſtellung dieſer Beamten erfolgt auf Lebenszeit. Sie werden von 
dem Landesdirektor in ihre Aemter eingeführt und vereidigt. 


$. 28. 

Die Stellen der zur Wahrnehmung der Büreau-, Kaſſen- und ſonſtigen 
Geſchäfte der kommunalen Provinzialverwaltung erforderlichen Beamten werden 
von dem Provinziallandtage nach Zahl, Dienſteinnahme und Art der Beſetzung 
(auf Lebenszeit, auf Zeit, auf Kündigung) auf Vorſchlag des Provinzialausſchuſſes 
durch den Haushaltsetat beſtimmt. 
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Die Beſetzung dieſer Stellen erfolgt durch den Provinzialausſchuß. Die 
Beamten werden von dem Landesdirektor in ihre Aemter eingeführt und vereidigt. 
Sie erhalten ihre Geſchäftsinſtruktionen von dem Provinzialausſchuſſe. 


$. 29. 

Ueber die an den einzelnen Provinzialinſtituten und in der Provinzial⸗ 
Chauſſee⸗ und Wegeverwaltung anzuſtellenden Beamten, ſowie über die Art der 
Anſtellung derſelben wird durch die für jene Inſtitute und jenen Verwaltungs: 
zweig zu erlaſſenden Reglements beziehungsweiſe die für dieſelben feſtzuſtellenden 
Etats beſtimmt. 

Bis zum Erlaſſe neuer Reglements bleiben die beſtehenden Reglements in 
Geltung. 

$. 30 


Sämmtliche Provinzialbeamte haben die Rechte und Pflichten mittelbarer 
Staatsbeamten. Die beſonderen dienſtlichen Verhältniſſe derſelben werden durch 
ein von dem Provinziallandtage zu erlaſſendes Reglement geordnet. 


$. 31 
Hinſichtlich der Beſetzung der Stellen von Provinzialbeamten mit Militär: 
invaliden gelten die in Anſehung der Städte erlaſſenen geſetzlichen Vorſchriften. 


$. 32. 

In Betreff der Dienſtvergehen der Provinzialbeamten finden die Vorſchriften 
des Geſetzes vom 21. Juli 1852 (Geſetz⸗Samml. S. 465) mit folgenden Maß⸗ 
gaben Anwendung: 

1) Gegen den Landesdirektor und die demſelben nach $. 27 zugeordneten 
oberen Beamten iſt die Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen nur in dem 
auf Entfernung aus dem Amte gerichteten Verfahren zuläſſig. 

2) Gegen die übrigen Provinzialbeamten ſteht die den Miniſtern und den 
Propinzialbehörden beigelegte Befugniß zur Verhängung von Ordnungs⸗ 
ſtrafen dem Landesdirektor zu; jedoch dürfen die von ihm feſtzuſetzenden 
Geldbußen den Betrag von dreißig Mark nicht überſteigen. 

Außerdem ſteht 

3) den Vorſtehern von Provinzialanſtalten die Befugniß zu, gegen die 
ihnen nachgeordneten Anſtaltsbeamten, mit Ausnahme der oberen An- 
ſtaltsbeamten, Geldbußen bis zu zehn Mark feſtzuſetzen. 

4) Gegen die Disziplinarverfügungen des Landesdirektors und der Vor— 
ſteher von Provinzialanſtalten findet innerhalb zwei Wochen die Klage 
bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. 

5) In dem auf Entfernung aus dem Amte gerichteten Verfahren tritt an 
die Stelle des Regierungspräſidenten der Landesdirektor und, ſofern 
das Verfahren gegen den letzteren ſelbſt oder einen der im $. 27 ge 
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dachten Provinzialbeamten gerichtet iſt, der Miniſter des Innern, an 
die Stelle der Bezirksregierung beziehungsweiſe des Disziplinarhofes der 
Bezirksausſchuß und an die Stelle des Staatsminiſteriums das Ober⸗ 
verwaltungsgericht. 

Die Vertreter der Staatsanwaltſchaft bei dem Bezirksausſchuſſe 
und dem Oberverwaltungsgerichte werden vom Miniſter des Innern 
ernannt. Die Verhandlung vor dem Bezirksausſchuſſe und dem Ober- 
verwaltungsgerichte findet im mündlichen Verfahren ſtatt. Das Gut— 
achten des Disziplinarhofes iſt nicht einzuholen. 

Das Verfahren kann mit Rückſicht auf den Ausfall der Bor 
unterſuchung durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes eingeſtellt werden. 

6) Die Beſtimmung des F. 16 Nr. 1 des Geſetzes vom 21. Juli 1852 
findet auch auf die Provinzialbeamten, mit Ausnahme der im F. 27 
gedachten, Anwendung. 

§. 33. 


Für die unmittelbare Verwaltung und Beaufſichtigung einzelner Anſtalten, 
ſowie für die Wahrnehmung einzelner Angelegenheiten des Provinzialverbandes 
können beſondere Kommiſſionen oder Kommiſſare beſtellt werden. Die Einſetzung, 
die Begrenzung der Zuſtändigkeit und die Art und Weiſe der Zuſammenſetzung 
derſelben hängt von dem Beſchluſſe des Provinziallandtages ab. Die Wahl der 
Mitglieder ſteht dem Provinzialausſchuſſe zu, ſofern ſich nicht der Provinzial— 
landtag dieſelbe für einzelne Kommiſſionen oder Kommiſſare ſelbſt vorbehält. 

Die Kommiſſionen oder Kommiſſare empfangen von dem Provinzialaus⸗ 
ſchuſſe ihre Geſchäftsanweiſung und führen ihre Geſchäfte unter der Aufficht 
deſſelben. 

Die Verwaltung der Provinzialhülfskaſſe geſchieht auch fernerhin durch 
eine Kommiſſion, welche aus dem Landesdirektor, als Vorſitzenden, und ſechs 
Mitgliedern beſteht. Eins dieſer Mitglieder, welches zugleich Stellvertreter des 
Vorſitzenden iſt, wird vom Provinzialausſchuſſe aus den oberen Beamten der 
Provinzialverwaltung entnommen, vier Mitglieder werden durch den Provinzial⸗ 
landtag gewählt und ein Mitglied wird von dem Oberpräſidenten ernannt. Im 
Uebrigen bleibt es für die Provinzialhülfskaſſe, bis zu einer Abänderung des 
Statutes, bei den geltenden Beſtimmungen. 


$. 34. 


Die Mitglieder des Provinzialausſchuſſes und der Provinzialkommiſſionen, 
ſowie die gewählten Mitglieder des Provinzialrathes erhalten eine entſprechende 
Entſchädigung. 

Ueber die Höhe derſelben beſchließt der Provinziallandtag. 


$. 35. 


Die Mitglieder des Provinzialausſchuſſes, ſowie der Landesdirektor und die 
ihm zugeordneten oberen Beamten ($$ 21 und 27) können, ſofern fie nicht ſelbſt 
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Mitglieder des Provinziallandtages find, den Sitzungen deſſelben mit berathender 
Stimme beiwohnen. file 

Der Provinziallandtag kann jedoch beſchließen, einzelne, die Mitglieder des 
Provinzialausſchuſſes, den Landesdirektor oder die ihm zugeordneten oberen 
Beamten perſönlich berührenden Gegenſtände in deren Abweſenheit und in geheimer 
Sitzung zu verhandeln, ſofern dieſelben nicht Mitglieder des Provinziallandtages find. 


III. Von der Aufſicht uͤber die Verwaltung der Angelegenheiten 
des Provinzialverbandes. 


$. 36. 

Die Aufſicht über die Verwaltung der Angelegenheiten des Provinzial— 
verbandes wird von dem Oberpräſidenten, in höherer Inſtanz von dem Miniſter 
des Innern geübt. 

Die Beſchwerde an die höhere Inſtanz iſt innerhalb zwei Wochen zuläſſig. 


$. 37. 
Die Aufſichtsbehörden haben mit den ihnen in dieſer Verordnung zuge: 
wieſenen Mitteln darüber zu wachen, daß die Verwaltung den Beſtimmungen der 
Geſetze gemäß geführt und in geordnetem Gange erhalten werde. 


$. 38. 


Die Aufſichtsbehörden ſind zu dem Ende befugt, über alle Gegenſtände der 
Verwaltung Auskunft zu erfordern, die Einſicht der Akten, insbeſondere auch der 
Haushaltsetats und Jahresrechnungen zu verlangen und Geſchäftsreviſionen, 
ſowie in der Verbindung mit denſelben Kaſſenreviſtonen an Ort und Stelle zu 
veranlaſſen. 

LE 

Der Königliche Landtagskommiſſarius ($. 35 der Provinzialordnung vom 
27. März 1824), ſowie die zu ſeiner Vertretung oder Unterſtützung abgeordneten 
Staatsbeamten ſind befugt, den Sitzungen des Provinziallandtages und der von 
ihm zur Vorbereitung ſeiner Beſchlüſſe gewählten Kommiſſionen beizuwohnen; die— 
ſelben müſſen auf Verlangen zu jeder Zeit gehört werden. 

Der Oberpräſident iſt befugt, an den Berathungen des Provinzialaus⸗ 
ſchuſſes und der Provinzialkommiſſionen entweder ſelbſt oder durch einen zu ſeiner 
Vertretung abzuordnenden Staatsbeamten theilzunehmen. 


$. 40. 

Beſchlüſſe des Provinziallandtages, des Provinzialausſchuſſes oder einer 
Provinzialkommiſſion, welche deren Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze ver- 
legen, hat der Oberpräſident, entſtehendenfalls auf Anweiſung des Minijters 
des Innern, unter Angabe der Gründe, mit aufſchiebender Wirkung zu be— 
anſtanden. 
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Gegen die Verfügung des Oberpräſidenten ſteht dem Provinziallandtage, 
dem Provinzialausſchuſſe beziehungsweiſe der Provinzialkommiſſion innerhalb zwei 
Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. Dieſelben können zur 
Wahrnehmung ihrer Rechte im Verwaltungsſtreitverfahren einen beſonderen Ver— 
treter beſtellen. 


. 41. 


Beſchlüſſe des Provinziallandtages, welche folgende Angelegenheiten betreffen: 

1) den Erlaß von Statuten, 

2) Mehr- oder Minderbelaftungen einzelner Theile der Provinz, 

3) Aufnahme von Anleihen, durch welche der Provinzialverband mit einem 
Schuldenbeſtande belaſtet oder der bereits vorhandene Schuldenbeſtand 
vergrößert werden würde, ſowie Uebernahme von Bürgſchaften auf den 
Propinzialverband, 

4) eine Belaſtung des Provinzialverbandes durch Beiträge über fünfund— 
zwanzig Prozent des Geſammtaufkommens an direkten Staatsſteuern, 

5) eine neue Belaſtung des Provinzialverbandes ohne geſetzliche Verpflich— 
tung, inſofern die aufzulegenden Leiſtungen über die nächſten fünf Jahre 
hinaus fortdauern ſollen, 

bedürfen in den Fällen zu 1 der landesherrlichen Genehmigung, in den Fällen 
zu 2 und 3 der Beſtätigung des Miniſters des Innern, in den Fällen zu 4 und 5 
der Beſtätigung des Miniſters des Innern und der Finanzen. 7 


$. 42. 

Der Genehmigung der zuſtändigen Miniſter bedürfen ferner die von dem 
Provinziallandtage für folgende Provinzialinſtitute und Verwaltungszweige zu 
beſchließenden Reglements: 

1) Landarmen- und Korrigendenanſtalten, 

2) Irren-, Taubſtummen-, Blinden- und Itdiotenanſtalten, 

3) Hebammenlehrinſtitute, 

4) Provinzialhülfs- und Darlehnskaſſen, 

5) Verſicherungsanſtalten. 

Dieſer Genehmigung unterliegen jedoch die gedachten Reglements nur 
inſoweit, als ſich die Beſtimmungen derſelben beziehen: 

in Betreff der zu 1 und 2 gedachten Anſtalten auf die Aufnahme, die 
Behandlung und Entlaſſung der Landarmen, Korrigenden, Irren, 
Taubſtummen, Blinden und Idioten beziehungsweiſe auf den Unter- 
richt derſelben, 

in Betreff der Hebammenlehrinſtitute zu 3 auf die Aufnahme, den 
Unterricht und die Prüfung der Schülerinnen, 


— 187 — 


in Betreff der Provinzialhülfs⸗ und Darlehnskaſſen zu 4 auf die Grund- 
ſätze, nach denen die Gewährung von Darlehnen zu erfolgen hat, 

in Betreff der Verſicherungsanſtalten zu 5 auf die Organiſation und 
die Verwaltungsgrundſätze. 

Ingleichen bedarf das im $. 30 vorgeſchriebene Reglement über die dienſt— 
lichen Verhältniſſe der Provinzialbeamten der Genehmigung des Miniſters des 
Innern in Betreff der Grundſätze über die Anſtellung, Entlaſſung und Pen— 
ſionirung der Beamten. 

a Bis zu einer anderweiten Beſchlußnahme bleiben die zur Zeit beſtehenden 
bezüglichen Reglements in Geltung. 


§. 43. 


Auf den Antrag des Staatsminiſteriums kann ein Provinziallandtag durch 
Königliche Verordnung aufgelöſt werden. Es ſind ſodann Neuwahlen anzuordnen, 
welche innerhalb drei Monaten vom Tage der Auflöſung an erfolgen müſſen. Der 
1 Landtag iſt innerhalb ſechs Monaten nach erfolgter Auflöſung zu 
berufen. 

Im Falle der Auflöſung eines Provinziallandtages bleiben die von dem— 
ſelben gewählten Mitglieder des Provinzialausſchuſſes und der Provinzial⸗ 
kommiſſionen bis zum Zuſammentritte des neu gebildeten Provinziallandtages in 
Wirkſamkeit. 


IV. Schluß, Uebergangs- und Ausfuͤhrungsbeſtimmungen. 


K. 44. 


Noch im Laufe des Jahres 1889 iſt zur Wahl der Mitglieder des 
Propinzialausſchuſſes und deren Stellvertreter zu ſchreiten. 

Nach Beſtätigung der Wahlen ſchreitet der Provinzialausſchuß, auf Ein— 
ladung und unter Leitung des Oberpräſidenten, zur erſten Wahl des Vorſitzenden 
und eines Stellvertreters deſſelben und ſodann, unter Leitung des Vorſitzenden, 
zur Wahl des Landesdirektors, ſowie der demſelben zuzuordnenden oberen Beamten. 


$. 45. 

Die provinzialſtändiſche Verwaltungskommiſſion, die provinzialſtändiſche 
Kommiſſion für den Chauffee- und Wegebau und die provinzialſtändiſche Land— 
armendirektion werden aufgehoben. Die Zuſtändigkeiten derſelben gehen auf den 
Provinzialausſchuß beziehungsweiſe den Landesdirektor über und die Büreaubeamten 
derſelben treten in das Büreau der Provinzialverwaltung. 

Der Zeitpunkt des Ueberganges der Geſchäfte der genannten Kommiſſionen 
auf den Provinzialausſchuß beziehungsweiſe den Landesdirektor wird von dem 
Oberpräſidenten beſtimmt und durch die Amtsblätter der Provinz zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht. 
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Die provinzialſtändiſche Kaſſenverwaltung verbleibt, bis zu der, der Ge 
nehmigung des Oberpräſidenten bedürfenden Errichtung einer eigenen provinzial⸗ 
ſtändiſchen Kaffe, wie bisher, der Provinzial-Inſtitutenkaſſe. 

$. 46. 

Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung 
in Kraft. 

Der Miniſter des Innern iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung 
beauftragt und erläßt die hierzu nöthigen Anordnungen und Inſtruktionen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Yildiz Kiosk, den 5. November 1889. 


(L. S.) Wilhelm. 
Herrfurth. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1) der Allerhöchſte Erlaß vom 12. Juni 1889, durch welchen genehmigt 
worden iſt, daß das der Preußiſchen Central⸗Boden⸗Kredit⸗Aktiengeſellſchaft 
unter dem 21. März 1870 ertheilte Privilegium zur Ausgabe auf den 
Inhaber lautender Pfandbriefe und Kommunal-⸗Obligationen auch unter 
den am 13. April 1889 beſchloſſenen Statutänderungen beſtehen bleibt, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt 
Berlin Nr. 42 S. 375, ausgegeben den 18. Oktober 1889, 
der Allerhöchſte Erlaß vom 1. September 1889, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der von der Stadt Neuhaldensleben auf Grund des Aller⸗ 
höchſten Privilegiums vom 15. November 1873 aufgenommenen Anleihe 
auf 3½ Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Magde⸗ 
burg Nr. 41 S. 313, ausgegeben den 12. Oktober 1889; 
das Allerhöchſte Privilegium vom 7. September 1889 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Naumburg a. S. 
im Betrage von 1520000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Re 
gierung zu Merſeburg Nr. 39 S. 295, ausgegeben den 28. September 
1889. | 
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